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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Alev Korun, Freundinnen und Freunde 

betreffend Versagen des Vertrauens gegenüber der Bundesministerin für 
Inneres 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Bericht des Ausschusses für 
Menschenrechte über den Antrag 588/A(E) Antrag der Abg. Kirchgatterer, 
Pfurtscheller, Kolleginnen und Kollegen betr. die Menschenrechtslage an den 
Grenzen der EU (675 d.B.) 

BEGRÜNDUNG 

Die Leitung des Bundesministeriums für Inneres ist eine höchstsensible Aufgabe. Sie 
beinhaltet die Kontrolle wesentlicher Teile des staatlichen Gewaltmonopols und 
umfasst Verbrechensbekämpfung ebenso wie die Wahrung der Grundrechte und 
den Schutz verfolgter Menschen. Daher erfordert das Amt der Innenministerin neben 
Fachkompetenz auch ein hohes Maß an Rechtsstaatlichkeit, differenziertem Denken, 
Achtung für Verfassung und Grundrechte, Problemlösungskompetenz aber auch 
Mitgefühl und Einfühlungsvermögen. 

Innenministerin Mikl-Leitner behandelt seit jeher das Thema Asyl unter dem 
Schlaglicht der Abwehrpo1itik. Das ist an hand der mittlerweile jährlich erfolgenden 
Verschärfungen des Asylrechts, der weiteren Aushöhlung von rechtstaatlichen 
Mitteln in Asylverfahren sowie der Verknüpfung der Debatte über Asyl mit irregulärer 
Migration, Schlepperei und angeblichen Missbrauch - auch durch die Innenministerin 
- offensichtlich. Die letzten Monate haben aufgezeigt, dass die Innenministerin im 
Umgang mit diesem grundrechtssensiblen Thema überfordert ist. Die letzten Wochen 
zeugen von zunehmend unkoordinierten und für die betroffenen Asylwerberinnen 
drastischen Maßnahmen der Innenministerin im Bereich Asyl. 

Mangelnde Vorausplanung im Bereich Unterbringung von Asylwerberinnen 

Obwohl der Bürgerkrieg in Syrien seit über 4 Jahren tobt und damit eine stärkere 
Fluchtbewegung nach Europa vorhersehbar war, hatte BM Mikl-Leitner bislang keine 
geeigneten Vorkehrungen getroffen, um bei Anstieg der Asylanträge geeignete 
Unterkünfte sicherzustellen. Nun wurden - von ihr angeordnet - kurzerhand, ohne 
Rücksprache mit den Bundesländern, Zelte errichtet, in denen die Asylsuchenden 
teils bei strömendem Regen und Kälteeinbruch, teils bei großer Hitze, ausharren. 

Hausgemachte Zusatzbelastungen der Asylbehörden zur Unzeit 

Obwohl ein größerer Anstieg bei der Anzahl der Asylverfahren bereits bekannt war, 
hat die Innenministerin zur Unzeit eine weitere Gesamtnovelle des Asylrechts 
veranlasst, die den gesamten ersten Teil des Asylverfahrens umstrukturiert. Dies in 
einer Zeit, in der die Asylbehörden jede helfende Hand für die Abwicklung des 
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normalen Aufkommens an Verfahren brauchen könnten. Diese komplette 
Neuaufsetzung (abgesehen von den vielen anderen Gesetzesänderungen) des 
Zulassungsverfahrens erfordert Zusatzschulungen, Neuanstellungen, 
Neueinschulungen und wird damit dringend benötigte Zeitressourcen binden. Der 
bürokratische Mehraufwand in Asylverfahren wird sich drastisch erhöhen, der 
Rückstau an Verfahren immer größer werden. 

Erlass einer rechtswidrigen Verordnung zur Inschubhaftnahme 

Mit der Begründung, dass die vom Nationalrat beschlossene Fremdenrechtsnovelle 
zu spät in Kraft treten würde, hat die Bundesministerin am 28. Mai 2015 eine 
Verordnung erlassen, mit der die Verhängung der Schubhaft über Asylwerberinnen 
in sogenannten "Dublin Fällen" wieder möglich gemacht werden soll. 
Diese Verordnung ist jedoch gleich zweifach rechtswidrig: Weder ist sie durch das 
derzeit geltende Fremdenpolizeigesetz gedeckt, noch entspricht sie den zwingenden 
Vorschriften der Dublin 111 Verordnung. 
Eine Inhaftierung von Personen ohne ausreichende gesetzliche Grundlage ist ein 
grundlegender Verstoß gegen das Bundesverfassungsgesetz über den Schutz der 
persönlichen Freiheit und die EMRK. Dies wird zur Aufhebung der unter dieser 
Verordnung ergangenen Schubhaftbescheide führen und auch Kostenfolgen nach 
sich ziehen. Der zunehmend fahrlässige Umgang der Innenministerin mit 
Grundrechten, noch dazu in einem menschenrechtlich so sensiblen Bereich wie Haft, 
ist erschreckend und nicht hinnehmbar. 

Ankündigung eines Asyl-Bearbeitungsstopps außer für Dublin-Fälle 

Nun erteilte Bundesministerin Mikl-Leitner eine Weisung, die den Stopp aller 
derzeitigen Asylverfahren verfügt: nur mehr Rück- und Abschiebungen (Dublin-Fälle) 
würden von den Asylbehörden bearbeitet. Dies mit der Begründung, sie wolle andere 
Schutzsuchende abschrecken und angeblich andere EU-Mitgliedstaaten zum 
Handeln auffordern. Dies ist eine endgültige Abkehr vom rechtstaatlichen Umgang 
mit den Verfahren Schutzsuchender und Populismus auf dem Rücken der 
Schwächsten. Durch diesen Stopp wird tausenden Asylwerberinnen ihr Recht auf ein 
Asylverfahren systematisch auf unbestimmte Zeit vorenthalten, 
Familienzusammenführungen werden gestoppt und ein massiver 
Verfahrensrucksack für die nächsten Jahre aufgebaut. Weder wird damit die 
angespannte Unterbringungssituation verbessert, noch wird dieser Verfahrensstopp 
Auswirkungen auf das Kommen weiterer Asylsuchender haben (geschweige denn 
auf andere EU-Staaten). Nach massiver Kritik behauptet die Innenministerin nun, es 
handle sich bei dem Stopp lediglich um eine "Managementanleitung" ohne 
Weisungscharakter. Von den Asylbehörden würde diese trotzdem vollzogen. 
Offensichtlich herrscht im Innenministerium mittlerweile völlige Unübersichtlichkeit 
und Unsicherheit auch für die vollziehenden Beamtinnen. 

Der Asylverfahrenstopp ist das endgültige Zeichen eines kompletten Versagens der 
Innenministerinim Asylbereich. Asylrechte werden je nach Bedarfslage der Ministerin 
beliebig ausgelegt und dabei von ihr in Kauf genommen, dass Schutzsuchende die 
Leidtragenden ihrer mangelnden Vorausplanung, von dürftiger Unterbringung in 
Zelten, von rechtswidrigen Haftmaßnahmen und von beliebig langen 
Verfahrensstopps sind. 

Seite 2 von 3 

455/UEA XXV. GP - Misstrauensantrag  (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



Die unterfertigenden Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Der Bundesministerin für Inneres wird im Sinne des Art 74 Abs. 1 B-VG durch 
ausdrückliche Entschließung des Nationalrates das Vertrauen versagt." 
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